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Einführung 

I. Erkenntnisinteresse 

Wenn wir das Polizeikostenrecht als die Gesamtheit an Rechtsnormen mit Bezug 

auf die Kosten für die polizeiliche Tätigkeit zur Gefahrenabwehr definieren, die 

nicht von den Steuerzahlern, sondern von den individuell Betroffenen erhoben 

werden, so gibt es kaum Länder in der Welt, die ein so ausdifferenziertes und über 

so lange Zeit hinweg diskutiertes Polizeikostenrecht haben wie die Bundesrepublik 

Deutschland. 

In dieser Arbeit stellen sich folgende Fragen: Ist das Polizeikostenrecht für den 

modernen Staat ein unerlässliches Rechtsgebiet? Ist es daher in den Ländern, die es 

bislang nicht kennen, notwendigerweise einzuführen? Wenn ja, wie soll seine 

Rechtsstruktur ausgestaltet sein? Kann das deutsche Polizeikostenrecht als ideales 

Vorbild dienen? Die vorliegende Arbeit soll diese Fragen beantworten. 

 

1. Rechtfertigung der Polizeikostenerstattung 

Die polizeiliche Kostenerstattung darf nicht auf der Idee beruhen, dass „die leeren 

Kassen neue Quellen des Einkommens erschließen1“ können, sondern soll auf die 

Idee, eine gerechte Lastenverteilung zu bewirken, ausgerichtet sein2. Um diese Idee 

richtig zu erfassen, wird zunächst auf die Verantwortlichkeit verwiesen. 

„Die Gewährung grundrechtlicher Freiheit wirft immer auch die Frage nach der 

Verantwortlichkeit auf“ 3 . Wörtlich bedeutet die Verantwortlichkeit, „dass man 

Antwort auf Fragen zu geben habe, die sich auf die Korrektheit des Handelns be-

ziehen, nämlich auf ein Versagen vor einem Sollen“4. Dies kann sich im rechtlichen 

Bereich auf Pflichtwidrigkeiten beziehen5. Beispielsweise bei der Gewährleistung 

der öffentlichen Sicherheit können zwei Zweige von Pflichtwidrigkeiten eine Rolle 

spielen: zum einen polizeirechtliche Pflichtwidrigkeiten in Form der Störerhaftung 

und zum anderen Pflichtwidrigkeiten bei der Nichterfüllung von Verkehrssiche-

rungspflichten „im Bereich des Vorfeldes konkreter Gefahren“6. 

                                            

1  Sailer, in: Lisken/Denninger (Hg.), Handbuch des Polizeirechts, 4. Aufl., 2007, Kap. M, Rn. 1. 

2  Braun, Die Finanzierung polizeilicher Aufgabenwahrnehmung im Lichte eines gewandelten 

Polizeiverständnisses, 2009, S. 401. 

3  Würtenberger, NJW 1995, S. 1732. 

4  Zippelius, Recht und Gerechtigkeit in der offenen Gesellschaft, 2. Aufl., 1996, S. 351. 

5  Knemeyer, JuS 1988, S. 866 (867): „Erfüllt die Polizei [...] Aufgaben, die regulär zum 

Pflichtenbereich des Privaten gehören, so muß sie dafür entstehende Kosten überwälzen, 

[...]“. 

6  Waechter, in: Jachmann/Stober (Hg.), Finanzierung der inneren Sicherheit unter Berück-

sichtigung des Sicherheitsgewerbes, 2003, S. 65 (72 ff.); siehe ausführlicher unten Teil 1. 
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Obwohl „Verantwortlichkeit in verschiedenen Lebensbereichen eine unter-

schiedliche Funktion hat“7, zeigt sie sich in der Regel endgültig in Gestalt von 

Sanktionen oder monetären Ausgleichen. Beispielsweise entscheidet der Staat bei 

Straftaten über die Sanktion. Er kann bzw. muss dagegen bei polizeilich verursach-

ten Aufwendungen über eine Belastung mit Geld entscheiden, soweit sie keine Be-

kämpfung von Straftaten betreffen8. 

Soweit diese Kostenlast keine Steuer darstellt, ist deren spezieller Zweck zu 

klären, den das BVerfG als den Grund der Rechtfertigung der Kostenerhebung vo-

raussetzt9. Diese Rechtfertigung kann einerseits insbesondere dann von Bedeutung 

sein, wenn die Kosten gelegentlich der Durchführung staatlicher Pflichtaufgaben10 

entstanden sind. Denn zur Durchführung der staatlichen Pflichtaufgaben werden 

grundsätzlich Steuern erhoben. Andererseits ist diese Rechtfertigung erforderlich, 

weil staatliche Geldleistungsforderungen gegen Bürger als solche im freiheitlich-

demokratischen Rechtsstaat einen Eingriff in Grundrechte darstellen können. Inso-

weit kommt zunächst die allgemein Handlungsfreiheit nach Art. 2 Abs. 1 GG in 

Betracht11. Die oben erwähnten Pflichtwidrigkeiten können hierfür eine Kostener-

hebung rechtfertigen12. 

                                            

7  Würtenberger, NJW 1995, S. 1732. 

8  Vgl. Würtenberger/Heckmann, Polizeirecht in Baden-Württemberg, 6. Aufl., 2005, Rn. 923: 

„Bei doppelfunktionalen Maßnahmen [...] wird die polizeirechtliche durch die strafpro-

zessuale Kostenregelung verdrängt. Das Strafprozessrecht trifft eine umfassende und ab-

schließende Regelung der Verfahrenskosten, [...]“. 

9  BVerfG, Beschl. v. 7. 11. 1995, Az. 2 BvR 413/88, 2 BvR 1300/93 = BVerfGE 93, 319 

(342 f.): „[...] so dass die Erhebung nichtsteuerlicher Abgaben nur unter bestimmten Vo-

raussetzungen zulässig ist: Nichtsteuerliche Abgaben bedürfen - über die Einnahmeerzie-

lung hinaus oder an deren Stelle - einer besonderen sachlichen Rechtfertigung. Sie müssen 

sich zudem ihrer Art nach von der Steuer, die voraussetzungslos auferlegt und geschuldet 

wird, deutlich unterscheiden. Die Erhebung einer nichtsteuerlichen Abgabe muß der Belas-

tungsgleichheit der Abgabepflichtigen Rechnung tragen. Der Verfassungsgrundsatz der 

Vollständigkeit des Haushaltsplans zieht darauf ab, dass Einnahmen und Ausgaben voll-

ständig den dafür vorgesehenen Planungs -, Kontroll - und Rechenschaftsverfahren unter-

worfen werden können, [...]“. 

10  Bernhardt, DP 2007, S. 43 (45): „[...] die Gewährleistung der inneren Sicherheit [...] stellt 

eine elementare Staatsaufgabe dar und ist ein wichtiger Baustein der Legitimation staatli-

cher Steuererhebung“. Gramm, in: Sacksofsky/Wieland (Hg.), Vom Steuerstaat zum Gebüh-

renstaat, 2000, S. 179 (180): „[...] die innere Sicherheit [...] stellt jedenfalls nach unserem 

Staatsverständnis kein marktfähiges Gut [...] dar“. 

11  Wienbracke, NVwZ 2007, S. 749 (751): „In materiell-verfassungsrechtlicher Hinsicht be-

wirken nichtsteuerliche Abgaben wie die Gebühr [...] sowohl eine Ungleichbehandlung [...] 

als auch einen Eigriff zumindest in die allgemeine Handlungsfreiheit ihres Schuldners und 

bedürfen daher einer entsprechenden verfassungsrechtlichen Rechtfertigung“. 

12  Würtenberger/Heckmann, Polizeirecht in Baden-Württemberg, 6. Aufl., 2005, Rn. 879: 

„Die Kostenlast ist die Fortsetzung einer nicht erfüllten Polizeipflicht“; Götz, in: Jach-

mann/Stober (Hg.), Finanzierung der inneren Sicherheit unter Berücksichtigung des Sicher-

heitsgewerbs, 2003, S. 25 (28): „Das Polizeikostenrecht [...] ist zweifellos als Beitrag zur 


